HGeſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


C Adern 


(Jr. 7735.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Weimar in Betreff der Her⸗ 


ftellung einer Eiſenbahn von Straußfurt nach Sulza. Vom 31. Juli 1870. 


Stu Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Sachſen⸗Weimar, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahn⸗ 
verbindungen zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum 
Behufe einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor der Eiſenbahnverwaltung Theodor 
Weis haupt, und 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar: 
Allerhöchſtihren Regierungsrath Dr. Reinhard, 
von welchen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag ver⸗ 
abredet und abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. a 

Die Hohen kontrahirenden Regierungen ſind übereingekommen, eine Eiſen 
bahn von Straußfurt nach Sulza zuzulaſſen und zu fördern. Die Großherzog⸗ 
lich Sächſiſche Regierung wird die Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Bahn 
für die in Ihrem Gebiete belegene Strecke derſelben Aktiengeſellſchaft ertheilen, 
welche für die Strecke im Königlich Preußiſchen Gebiete konzeſſionirt wer⸗ 
den wird. i 

Artikel 2. 

Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß die 
zu konzeſſionirende Geſellſchaft ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in 
Preußen nehme, und daß das allgemeine geſetzliche Aufſichtsrecht über die Ge⸗ 
ſellſchaft und ihr Unternehmen von der Königlich Preußiſchen Regierung aus⸗ 
geübt werde. 1 

Artikel 3. 


Die Bahn ſoll, von der Station Straußfurt der Nordhauſen⸗Erfurter 
Jahrgang 1870. (Nr. 7735.) 77 Bahn 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Oktober 1870. 


Bahn ausgehend, über Weißenſee, Sömmerda, Cölleda, Olbersleben, Buttftedt, | 


Tromsdorf, Eckardtsberga geführt und in der Nähe von Sulza in Anſchluß an 


die Thüringiſche Bahn auf deren Südſeite gebracht werden. An den vorgenann⸗ 
ten Orten ſind Bahnhöfe bezüglich Halteſtellen einzurichten. 

Die ſpezielle Feſtſtellung der Bahnlinie, wie des geſammten Bauplanes 
und der einzelnen Bauentwürfe, bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung vor⸗ 
behalten. Jedoch ſoll die landespolizeiliche Feſtſetzung der Wegeübergänge, 
Brücken, Durchläſſe, Flußkorrektionen, Vorfluthsanlagen und Parallelwege, 
ſowie der Lage der Bahnhöfe und Halteſtellen nebſt der baupolizeilichen Prü⸗ 
fung der Bahnhofsanlagen im Großherzoglichen Gebiete, den dortigen kompetenten 
Behörden zuſtehen. 

Artikel 4. 


Die Bahn wird zwar zunächſt nur mit Einem durchgehenden Geleife ver: 
ſehen, das Terrain jedoch von vornherein für eine doppelgeleiſige Bahn erwor⸗ 
ben werden. Die Spurweite der Geleiſe ſoll vier Fuß acht und einen halben 
Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betragen. 


Artikel 5. 


Der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke geſchieht, 
inſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, 
in jedem der beiden Gebiete nach den Beſtimmungen des dort geltenden, bezie⸗ 

hungsweiſe zu erlaſſenden Expropriationsgeſetzes. 
ede der Hohen Regierungen wird für Ihr Gebiet der zu konzeſſioniren⸗ 
den Eiſenbahngeſellſchaft das Expropriationsrecht rechtzeitig ertheilen. 


Artikel 6. 


Der Bau der Bahn ſoll ſolide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 
Gefahren und Störungen des Betriebes nicht zu beſorgen ſind und Perſonen, 
Güter, ſowie ſonſtige Gegenſtände, welche auf Eiſenbahnen befördert zu werden 
geeignet find, ohne Nachtheile transportirt werden können. ö 


Artikel 7. 


Der Eigenthümer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebes auf Großherzoglich Säch⸗ 
ſiſchem Gebiete entſtehen und gegen ihn geltend gemacht werden möchten, der 
Großherzoglich Sächſiſchen Gerichtsbarkeit und den Großherzoglich Sächſiſchen 
Geſetzen ſich zu unterwerfen. 8 N 

Der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Rege⸗ 
lung des Verkehrs zwiſchen Ihr und der zu konzeſſionirenden Geſellſchaft, ſowie 
zur Handhabung der Ihr über die betreffende Bahnſtrecke zuſtehenden l di 
und Aufſichtsrechte einen ſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe hat die 
Beziehungen feiner Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu 
vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der kompetenten Polizei⸗ oder Ge⸗ 
richtsbehörden geeignet find. „ 
N ie 


Artikel 8. 


Die im Großherzoglich Sächſiſchen Gebiete angeftellten Beamten der Ge⸗ 


ſellſchaft find den Großherzoglich Sächſiſchen Landesgeſetzen unterworfen. Die 


Angehörigen des einen Stgates, welche im Gebiete des anderen Staates an⸗ 
geſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Anterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus. f ö 

Die zu konzeſſionirende Geſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die von ihr 
anzuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme 
der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civil⸗ 
Anſtellungsberechtigung entlaſſenen Militairs, ſoweit dieſelben das fünfunddreißigſte 
Lebensjahr noch nicht überſchritten haben, zu wählen. 


Artikel 9. 


Die Großherzoglich Sächſiſche Regierung wird von dem Unternehmen 
eine Gewerbeſteuer oder ähnliche öffentliche Abgabe, mit Ausnahme der Grund⸗ 
ſteuer, nicht erheben. 

Dagegen hat die zu konzeſſionirende Geſellſchaft der Großherzoglich Säch⸗ 
ſiſchen Regierung eine jährliche Abgabe zu entrichten, welche der im Königreiche 


| Preußen zufolge der Geſetze vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859. vom 


r 


Reinertrage der Privat⸗Eiſenbahnen zu erlegenden Abgabe entſpricht. Zu dieſem 
Behufe wird die Königlich Preußiſche Regierung dieſe Abgabe von der Geſell⸗ 
ſchaft erheben und von dem Betrage derſelben an die Großherzoglich Sächſiſche 
Regierung denjenigen Theil abführen, welcher nach dem Verhältniſſe der Geſammt⸗ 
länge der Bahn von Straußfurt nach Sulza zu der Länge der davon auf Groß⸗ 
herzoglich Sächſiſchem Gebiete belegenen Strecken auf die letzteren entfällt. 
Die Zahlung erfolgt alljährlich postnumerando und zum erſten Male 
für das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. Januar beginnende 
Rechnungsjahr. 


Artikel 10. 


Die Feſtſetzung des Tarifs und Fahrplanes bleibt der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung vorbehalten. Es ſoll jedoch weder im Perſonen⸗ noch im 
Güterverkehre zwiſchen den beiderſeitigen Unterthanen hinſichtlich der Beförde⸗ 
rungspreiſe und der Zeit der Abfertigung ein Unterſchied gemacht werden. Hin⸗ 
ſichtlich der Tarife für den durchgehenden Verkehr iſt die Geſellſchaft verpflichtet, 
nach Ermeſſen der Königlich Preußiſchen Regierung die niedrigſten Tarifſätze zu⸗ 


zugeſtehen, welche fie entweder im Lokaltarife oder in einem ihrer direkten Ver⸗ 


kehre bereits eingeführt hat, vorausgeſetzt, daß die übrigen an dem betreffenden 
ehe Verkehre beteiligten Verwaltungen dieſelben Tarifſätze einzuführen 
bereit ind. . 8 
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Zwiſchen Straußfurt und Sulza ſollen in beiden Richtungen täglich 


mindeſtens zwei Züge mit Perſonenbeförderung eingerichtet werden und es ſoll 
hiervon mindeſtens Ein Zug die vierte Wagenklaſſe führen. 


Artikel 11. 


Beiden Hohen Regierungen wird der Geſellſchaft gegenüber das Recht 
reſervirt werden, die in Ihren reſp. Gebieten belegenen Strecken nach Maaßgabe 
der Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes über Eifenbahn » Unternehmungen 
vom 3. November 1838. an Sich zu bringen. Ungeachtet einer hiernach etwa 
eintretenden Aenderung in den Eigenthumsverhältniſſen der Bahn ſoll eine Unter⸗ 
brechung des Betriebes auf derſelben niemals eintreten, vielmehr wegen Erhaltung 
eines ungeſtörten, einheitlichen Betriebes unter Anwendung gleicher Tarifſätze und 
Tarifbeſtimmungen für die ganze Bahnlinie zuvor eine den Verhältniſſen ange⸗ 
paßte Verſtändigung Platz greifen. 


N . Artikel 12. 

Beide Hohe Regierungen ſind darüher einverſtanden, daß die Konzeſſion 
zum Bau und Betriebe der Bahn davon abhängig gemacht werden ſoll, daß die 
Geſellſchaft ſich denjenigen Bedingungen unterwirft, welche im Intereſſe der Poſt⸗, 
Militair⸗ und Telegraphenverwaltung den im Norddeutſchen Bundesgebiete in 

neueſter Zeit konzeſſtonirten Bahnen auferlegt worden ſind, oder künftig durch 
Bundesbeſchlüſſe allgemein noch auferlegt werden möchten. 

Auch ſoll die zu konzeſſionirende Geſellſchaft verpflichtet werden, auf Ver⸗ 
langen der Königlich Preußiſchen Regierung auf der Bahn den Einpfennigtarif 
für den Transport auf größere Entfernungen von Kohlen und Koaks und event. 
der übrigen im Artikel 45. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes bezeichneten 
Gegenſtände einzuführen. 

In Bezug auf die Beſchädigung der Bahn in Kriegsfällen ſollen die Be⸗ 
ſtimmungen des Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838. auch für das Groß⸗ 
herzoglich Sächſiſche Gebiet Geltung haben. f 


a Artikel 13. | 
Zur Sicherſtellung einer vorſchriftsmäßigen und rechtzeitigen Ausführung 
der Bahn, für welche eine Bauzeit von zwei Jahren beſtimmt werden ſoll, wird 
ſich die Königlich Preußiſche Regierung eine angemeſſene Kaution beſtellen laſſen. 
Beide vertragsſchließende Regierungen behalten Sich, eine jede für Sich, 
das Recht vor, von dem gegenwärtigen Vertrage zurückzutreten, ſobald die Aus⸗ 
führung der Bahn nicht ſpäteſtens bis 1. Januar 1872. begonnen ſein wird. 


Artikel 14. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaren ausgefertigt 
und beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die 1 
wech⸗ 


VV 


wechſelung der beiderſeitigen Ratifikations⸗Urkunden fol ſpäteſtens binnen vier 
Wochen in Berlin erfolgen. f 
So geſchehen Berlin, den ein und dreißigſten Juli Eintauſend achthundert 


und ſiebenzig. 
(L. S.) Theodor Weishaupt. 
(L. S.) Dr. Volkmar Reinhard. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. ; 


(Nr. 7736.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Auguſt 1870., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Groß-Rottmersleben über Nordgermersleben bis auf die 
Magdeburg⸗Helmſtedter Staats-Chauſſee in der Richtung auf Groppen⸗ 
dorf an die Bau⸗Unternehmer, die Gemeinden Rottmersleben und Nord- 
germersleben und die Domaine Alvensleben. 


De: Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde. 
Chauſſee im Kreiſe Neuhaldensleben, Regierungsbezirks Magdeburg, von Groß⸗ 
Rottmersleben, und zwar von der Neuhaldensleben-Eichenbardelebener Chauſſee 
ab, über Nordgermersleben bis auf die Magdeburg⸗Helmſtedter Staats⸗Chauſſee 
in der Richtung auf Groppendorf genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den 
Bau » Unternehmern das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforder⸗ 
lichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und 
Unterhaltungs - Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den Un⸗ 
ternehmern gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des 
für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der 
in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
Me der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 5 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 
Hauptquartier Pont à Mouſſon, den 20. Auguſt 1870. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
5 Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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(Nr. 7737.) Privilegium für die Stadt Gleiwitz zur Ausgabe von 120,000 Thalern Stadt⸗ 
Obligationen. Vom 25. Auguſt 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Gleiwitz in Uebereinſtimmung mit der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, der Stadt zur Beſtrei⸗ 
tung außerordentlicher ſtädtiſcher Bedürfniſſe die Aufnahme eines Darlehns von 
120,000 Thalern durch Emiſſion von Stadt⸗Obligationen zu geſtatten, ertheilen 
Wir der Stadt Gleiwitz in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
(Geſetz⸗Samml. S. 75.) durch gegenwärtiges Privilegium zur Ausgabe von 
120,000 Thalern auf jeden Inhaber lautender, mit Zinskupons verſehener Stadt⸗ 

Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema in Apoints & 200 Rthlr., 
/ 100 Setpke, und 50 Rthlr. auszufertigen, mit fünf Prozent jährlich f verzinſen 
und, von Seiten der Gläubiger unkündbar, nach dem Feitgeftelfien Tilgungsplane 
durch Auslooſung, Ankauf oder Kündigung Seitens der Stadt innerhalb läng⸗ 
ſtens einunddreißig Jahren, von dem auf die Emiſſion folgenden Jahre ab, zu 
amortiſiren find, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Hauptquartier Bar le Duc, den 25. Auguſt 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplit. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


She 


Schema für die Obligationen. 
Provinz Schlefien, Kegierungsbezirk Oppeln. 
(Stadtwappen.) 


Obligation der Stadt Gleiwitz 


über 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ven 1 5 
(Geſetz-Samml. von 1870. ©. .....). 


Wir Magiſtrat der Stadt Gleiwitz urkunden und bekennen hierdurch, daß der 
Inhaber dieſer Obligation die Summe voenn .. Thalern Kurant, deren 
Empfang wir beſcheinigen, als einen Theil der auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom aufgenommenen Anleihe von 120,000 Thalern 
von der Stadt Gleiwitz zu fordern hat. 

Die auf fünf Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am 1. Juli und 
2. Januar jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der ausgefer⸗ 
tigten halbjährlichen Zinskupons gezahlt. i 

Der umſtehend abgedruckte Plan enthält die näheren Bedingungen. 

Das Anleihekapital wird binnen längſtens einunddreißig Jahren nach dem 
Jahre der Emiſſion amortiſirt. 


Gleiwitz, den n. 115 


Der Magiſtrat. 
(Unterſchrift des Dirigenten und zweier Magiſtratsmitglieder.) 


Eingetragen in die Kaſſenkontrole 1 
8 Ausgefertigt. 
N. N. 


Beigefügt find die Kupons Serie I. „ 1. Kämmereikaſſen⸗Rendant. 
bis 10. nebſt Talon. 5 


(Nr. 7737.) 3 Plan 
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n 


zu einern a 


von der Stadt Gleiwitz zur Beſtreitung außerordentlicher Beduͤrfniſſe 


aufzunehmenden Anleihe von 120,000 Thalern, geſchrieben: 
Einhundert und zwanzig Tauſend Thalern. 


1) Von dem Magiſtrate und der Stadtverordneten⸗Verſammlung der Stadt 
Gleiwitz iſt beichloffen worden, zum Bau und fun Einrichtung eines 
Provinzial⸗Gewerbeſchulgebäudes, ſowie zum Ankaufe des Bauplatzes, 
zur Pflaſterung der neuen und Umpflaſterung der alten Stadttheile, zum 
Bau eines Spritzenhauſes, zur Einrichtung von Kaſernements und zu 


anderweitigen Ausführungen von Meliorationen im Stadtgebiete, eine 


Anleihe von 120,000 Thalern, buchſtäblich: Einhundert und zwanzig 
Tauſend Thalern, durch Ausgabe von Stadt⸗ Obligationen, welche eine 
Zahlungsverpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, aufzunehmen. 
Dieſe Obligationen werden in Apoints zu 200 Rthlr., 100 Rthlr. und 
50 Rthlr. ausgegeben, und zwar: 
a) 100 Stück Littr. A. von Nr. I. bis 100. 4 200 Rthlr. = 20,000 Rthlr. 
b) 980 „ Littr. B. Nr. 101. bis 1080. 4 100 ũK⸗ == 98,000 +» 
c) 40 „ Littr.C. Nr. 1081. bis 11207 a 50 = 2,000 + 
Summa = 120,000 Rthlr. 
3) Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 120,000 Thalern geſchieht aus 
einem Tilgungsfonds, welcher zu dieſem Behufe durch Einſchuß von 
jährlich 14 Prozent des geſammten emittirten Anleihekapitals unter Zu⸗ 


2 


— 


wachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen gebildet wird. 


+ 


Die Tilgung erfolgt vermitkelſt Auslooſung oder freihändigen Ankaufes 
der zu tilgenden Stückzahl binnen ſpäteſtens einunddreißig Jahren, vom 
Jahre der Emiſſion der Obligationen ab, nach Maaßgabe des aufgeſtell⸗ 


ten Tilgungsplanes. Die Stadtgemeinde Gleiwitz behält ſich indeſſen 


das Recht vor, den Tilgungsfonds durch größere Auslooſung oder frei⸗ 
händigen Ankauf zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuld⸗ 
e zu kündigen. Den Gläubigern ſteht kein Kündigungs⸗ 
recht zu. i a 

4) Vom Tage der Emiſſion der Obligationen ab werden dieſelben in halb⸗ 
jährigen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres, mit fünf 
Prozent verzinſt. 8 a 

5) Jeder Obligation werden zehn Zinskupons für die auf die Emiſſion 
folgenden zehn Zinstermine und ein Talon beigegeben. 

Die ferneren Zinskupons werden ebenfalls für fünfjährige Perioden 

ausgegeben. 

6) Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie, welche zuvor bekannt gemacht 


werden muß, erfolgt bei der Stadtkaſſe zu Gleiwitz gegen eee 
- e 


e 
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des der alten Zinskupons⸗Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte 
der Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zinskupons an den In⸗ 
haber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig ge⸗ 
ſchehen iſt. 

7) die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe der Schuldver⸗ 
ſchreibungen, bei der Stadtkaſſe in Gleiwitz in der nach dem Eintritte 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

8) Mit der zur Empfangnahme des Kapitals zu präſentirenden Schuldver⸗ 
ſchreibung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fällig⸗ 
keitstermine zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der 
Betrag vom Kapitale gekürzt. 

9) Die ausgelooſten, beziehungsweiſe gekündigten Kapitalbeträge, welche 
innerhalb dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht erhoben 
werden, ſowie die innerhalb der nächſten vier Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem ſie fällig geworden ſind, nicht erhobenen 
Zinſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde Gleiwitz. 

10) Die Auslooſung der Obligationen erfolgt alljährlich im Monate Juli in 
öffentlicher Sitzung der Stadtverordneten. Die getilgten Obligationen 
werden in Gegenwart des Magiſtrats vernichtet; darüber, daß ſolches 
geſchehen, wird von demſelben eine Beſcheinigung ausgeſtellt und dieſe 
zu den Akten gebracht. 

11) Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Obligationen werden unter Be⸗ 
eichnung ihrer Littr. und Nummer, ſowie des Betrages, über welchen 
e lauten und des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 
drei Monate vor dem Zahlungstermine öffentlich bekannt gemacht. 

Mit Eintritt des letzteren hört die Verzinſung der ausgelooſten, 
ſowie der gekündigten Obligationen auf. 

12) Alle Bekanntmachungen erfolgen durch den Staatsanzeiger, das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Oppeln und die Breslauer Zeitung. 
Für den Fall, daß eines dieſer Blätter ſpäter etwa eingehen ſollte, wird 
durch den Magiſtrat mit Zuſtimmung der Königlichen Regierung zu 
Oppeln ein anderes Blatt ſubſtituirt. 

13) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die 
Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. (Geſetz⸗Samml. 
S. 157.) $$. 1. bis 12. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen 
Anwendung: | 

a) die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß dem Magiſtrate gemacht 
werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte und Befugniſſe zustehen, 
die nach jener Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen, gegen 
die Verfügung des Magiſtrats findet der Rekurs an die Königliche 
Regierung zu Oppeln ſtatt , . f 

b) das im H. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis⸗ 
gerichte zu Gleiwitz ; 5 
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e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch die in Nummer 12. angegebenen Blätter; 
d) an die Stelle der im §. 7. erwähnten ſechs Zahlungstermine ſollen 
vier, und an die Stelle des im F. 8. erwähnten ſechsten und 
achten Zinszahlungstermins ſoll der vierte und beziehentlich fünfte 
treten. Die Zinskupons können weder aufgeboten noch amortiſirt 
werden; jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zins⸗ 
kupons vor Ablauf der vierjährigen Verjährungsfriſt bei dem Ma⸗ 
giſtrate anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch 
Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt glaubhaft darthut, nach 
Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis 
dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 


werden. 


14) Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadt Gleiwitz mit ihrer Steuerkraft und ihrem Vermögen. 


Gleiwitz, den 15. Juni 1870. 


Schema zu den Zinskupons. 
Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Oppeln. 


Serie: 
Zinskupon JM... 
über 
„ Zinſen 
zu der 
Obligation der Stadt Gleiwitz 
Uittr. F N 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
die halbjährlichen Zinſen der Stadtobligation Littr. ..... % 
ee ſchreibe ..... .. aus der hieſigen Kämmereikaſſe. 
Gleiwitz, den ien 18. 


Der Magiſtrat. 


Di.eſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen 

Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach Ab- 
9 00 des Kalenderjahres der Fälligkeit abgehoben 
wird. 


2. Januar 18 


1. Jull 


Mit 


g Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und der Magiſtrats 
mitglieder können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden; 
doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift 


eines Kontrolbeamten verſehen werden. 


Sche⸗ 


1.55 
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Schema zu den Talons. 
Provinz Schleſten, Regierungsbezirk Oppeln. 


Del d 


zu der 
Obligation der Stadt Gleiwitz 
Littr. eek 
über 
ra eg Thaler 


zu fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vorbezeich— 
neten Obligation die e Serie Zinskupons für die Jahre 18.. bis 18.. bei 
der hieſigen Kämmereikaſſe, ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen 
dieſe Aushändigung proteſtirt worden iſt. 


Gleiwitz, den Een 18. 
Der Magiſtrat. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und der Magiſtrats⸗ 
mitglieder können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden; 
doch muß jeder Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines 


Kontrolbeamten verſehen werden. 
4 


(Nr. 7738.) Konzeſſions⸗Urkunde für die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend 
den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Odenkirchen über Jülich nach 
Düren an Stelle einer Eiſenbahn von Erkelenz über Jülich nach Düren, 

Vom 23. September 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


Nachdem die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft darauf angetragen 
hat, ſie von der Verpflichtung zur Ausführung einer Eiſenbahn von Erkelenz 
über Jülich nach Düren, zu deren Bau und Betrieb durch die Konzeſſions⸗ und 
Beſtätigungs Urkunde vom 26. September 1868. (Geſetz-Samml. S. 890.) 
die landesherrliche Genehmigung ertheilt iſt, zu entbinden und dagegen zu geneh⸗ 

migen, daß von der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die in F. 5. des 
mit ihr am 7. Mai 1864. (Geſetz⸗Samml. S. 520.) geſchloſſenen Vertrages 
(Nr. 77377788.) f vor⸗ 
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vorgeſehene Eiſenbahnverbindung zwiſchen der Aachen⸗Düſſeldorfer und der Rhei⸗ 
niſchen Bahn nunmehr in der Richtung von Odenkirchen über Jülich nach 
Düren ausgeführt werde, wollen Wir dieſen Antrag hierdurch unter der Be⸗ 
dingung genehmigen, daß die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft die Eifen- 
bahn von Odenkirchen über Jülich nach Düren und die Zweigbahn von Jülich 
über Eſchweiler in das Stolberger Thal binnen längſtens zwei Jahren betriebs⸗ 
fähig fertig ſtellt, und daß auf die Bahn von Odenkirchen über Jülich nach 
Düren die auch im Uebrigen in Kraft bleibenden Beſtimmungen Anwendung 
finden, welche in dem durch die erwähnte Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Arkunde 
vom 26. September 1868. genehmigten Statutnachtrage für die nunmehr von 
der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft nicht auszuführende Bahn von 
Erkelenz über Jülich nach Düren gegeben ſind. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß die geſetzlichen Beſtimmungen, betreffend 
das Expropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
den dle auf die Bahn von Odenkirchen über Jülich nach Düren Anwendung 

nden ſollen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Hauptquartier Ferrieres, den 23. September 1870. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. 


Redigirt im Büreau bed Staats⸗Miniſteriums. 
3 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchbruckerei 
(R. v. Decker). 


